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WAHLGESCHAFT
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MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

2. November 2022: Der Riicktritt von Simonetta Sommaruga

Am 25. Oktober, also kurz nachdem die funf Kandidierenden der SVP offizialisiert
waren, gab Simonetta Sommaruga via den Departementssprechenden bekannt, dass sie
ihre Regierungstatigkeit temporar unterbrechen musse, da ihr Ehemann Lukas
Hartmann hospitalisiert worden sei. Dies war dann auch die Ursache flr die wenige
Tage spater sehr Uberraschend erfolgende Riicktrittsankiindigung der amtierenden
Energie- und Verkehrsministerin: Am 2. November gab Simonetta Sommaruga ihren
auch fur sie personlich abrupten Rucktritt auf Ende Jahr bekannt, weil der Hirnschlag
ihres Mannes fur sie ein schwerer Schock gewesen sei und gezeigt habe, dass sie die
Schwerpunkte in ihrem Leben anders setzen wolle. Den Tranen nahe beteuerte die
Bernerin, dass sie gerne Bundesratin gewesen sei und eigentlich geplant habe, dies
auch noch eine Weile zu bleiben. So ein Schicksalsschlag stimme aber nachdenklich
und verschiebe die Prioritaten. Die 2010 in den Bundesrat gewahlte Simonetta
Sommaruga war zuerst Justizministerin bevor sie 2019 das UVEK Gbernommen hatte.

In den Medien wurde die SP-Magistratin als populédre Bundesratin gewdrdigt, die
allerdings haufig Abstimmungsniederlagen in Kauf habe nehmen missen (Le Temps) -
die Schlimmste darunter sei wohl das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative der SVP
gewesen. Im Zentrum ihrer Arbeit hétten stets die Menschen gestanden, urteilte der
Blick. Die NZZ bezeichnete sie als «clever» und «beharrlich» mit einem «Hang zur
Perfektion», der ihre Auftritte auch «angestrengt und belehrend» habe wirken lassen.
Sie habe aber fir eine SP-Bundesrétin auch dank «stoischer Beharrlichkeit>» letztlich
Uberraschend viele Vorlagen durch das Parlament gebracht. Die Aargauer Zeitung
wirdigte Simonetta Sommaruga als «Mensch gewordenes Verantwortungsgefihl», als
«Bundesréatin, die niemals die Kontrolle verlieren will». Alle ausser der SVP hatten sie
geliebt, titelte La Liberté. Die WoZ erinnerte angesichts der Betroffenheit, die
Simonetta Sommaruga bei ihrer Rucktrittsmedienkonferenz ausgelost hatte, daran, dass
die Magistratin seit ihrer Wahl in den Bundesrat immer wieder von Teilen der Medien
und der SVP angegriffen worden sei: «An der Bernerin offenbarte sich die
Verunsicherung rechter Manner vor linken, machtbewussten Frauen», so die WoZ. In
der Tat warf etwa Roger Koppel (svp, ZH) der Magistratin nach ihrem auch fur den
Bundesrat und ihre Partei Gberraschenden Rucktritt in der Weltwoche Parteikalktl und
«Flucht» vor, weil sie schon lange «ermattet und ermldet» sei. Dies stiess in vielen
Medien freilich auf Kritik, da der Entscheid private Grinde habe und Respekt verdiene,
so etwa der Tages-Anzeiger. Allerdings kommentierte die NZZ, dass der Rucktritt zwar
verstandlich sei, in Anbetracht der schwierigen Lage hinsichtlich Energieversorgung
aber zur Unzeit komme. Ihre Nachfolgerin oder ihr Nachfolger muisse nun innert
klrzester Zeit «eine der schwersten Krisen fur die Schweiz seit Jahrzehnten» meistern.

Auch bei der SP begann das von den Medien in Schwung gehaltene
Kandidierendenkarussell noch am Tag der Demission von Simonetta Sommaruga zu
drehen. Daran beteiligte sich freilich auch aktiv die Parteispitze, die unmittelbar
anklndigte, dass die SP ein reines Frauenticket prasentieren werde, wobei egal sei, aus
welcher Sprachregion die Kandidatinnen stammten. Da die SP mit Alain Berset bereits
einen Mann in der Bundesregierung habe und den Grundsatz der Geschlechterparitat
pflegen wolle, sei ein reines Frauenticket angezeigt, so die Begrindung des SP-Co-
Prasidiums aus Mattea Meyer (sp, ZH) und Cédric Wermuth (sp, AG). In den Medien
wurden entsprechend schnell Favoritinnen ernannt: Sehr haufig fielen dabei die Namen
der Sténderéatin Eva Herzog (sp, BL), der Nationalrétinnen Flavia Wasserfallen (sp, BE)
und Nadine Masshardt (sp, BE) sowie der Regierungsratinnen Jacqueline Fehr (ZH, sp)
oder Evi Allemann (BE, sp). Obwohl sich vor allem die Westschweizer Medien nur
geringe Chancen fur eine Kandidatur aus der Westschweiz ausrechneten
(beispielsweise Le Temps), da in diesem Fall vier nicht deutschsprachige Personen im
Bundesrat sitzen wirden - zwei davon fir die SP -, fielen auch die Namen der
Regierungsratinnen Rebecca Ruiz (VD, sp) und Nuria Gorrite (VD, sp) sowie der
Stédnderatinnen Marina Carobbio (sp, TI) und Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU). Co-
Présidentin Mattea Meyer (sp, ZH) gab hingegen sofort bekannt, nicht zur Verflgung zu
stehen.
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Die in den Medien als vorschnell kritisierte Ankiindigung der Parteispitze, ein reines
Frauenticket prasentieren zu wollen, gab Raum flr weitere Spekulationen. Standerat
Daniel Jositsch (sp, ZH) etwa wurden laut Medien schon lange Bundesratsambitionen
nachgesagt. Diese wurden freilich stark geschmalert, wenn eine Deutschschweizer SP-
Frau Simonetta Sommaruga beerben wirde, weil flr eine allféllige spatere Nachfolge
von Alain Berset dann wohl Westschweizer Manner im Vordergrund stehen wdirden.
Auch Regierungsrat Beat Jans (BS, sp) und die Nationalrate Matthias Aebischer (sp, BE)
oder Jon Pult (sp, GR) durften ob der Ankiindigung «frustriert» sein, mutmasste La
Liberté. Fur den Westschweizer Nationalrat Pierre-Yves Maillard (sp, VD) sei der Fokus
auf eine (Deutschschweizer) Frau hingegen eine gute Nachricht, mutmasste der Tages-
Anzeiger wiederum im Hinblick auf eine Nachfolge von Alain Berset. Zu den eigentlichen
Verliererinnen der SP-Strategie gehdrten neben den Deutschschweizer Mannern aber
auch die Westschweizer Frauen, die sich eine Kandidatur eher zweimal Uberlegen
durften, analysierte 24Heures. Einerseits seien die Chancen gering, dass das Parlament
eine vierte romanischsprachige Person in den Bundesrat wéhle, und andererseits werde
wohl bei einem Ricktritt von Alain Berset dann lediglich ein Ménnerticket aufgestellt.

Der SP blieben fur die Kandidierendensuche nur wenige Tage. Sie setzte sich als
Meldeschluss den 21. November, damit die Fraktion am 26. November ein Zweierticket
nominieren konnte. Der Rucktritt Simonetta Sommarugas habe die Partei auf dem
falschen Fuss erwischt, beurteilte der Blick die kurze Zeitspanne. Bevor sich die ersten
Kandidierenden meldeten, kam es wie zuvor schon bei der SVP auch bei der SP zu einer
Reihe von medial mehr oder weniger stark begleiteten Absagen. Ausser Mattea Meyer
verzichteten neben den genannten Favoritinnen Jacqueline Fehr, Nadine Masshart,
Rebecca Ruiz, Nuria Gorrite und Marina Carobbio auch die Nationalratinnen Priska
Seiler Graf (sp, ZH), Barbara Gysi (sp, SG), Edith Graf-Litscher (sp, TG), Yvonne Feri (sp,
AG) und die Zircher Stadtprasidentin Corine Mauch (ZH, sp) mit offiziellen
Presseauftritten auf eine Kandidatur. Nach kurzer Bedenkzeit und grosser medialer
Aufmerksamkeit verzichtete auch die ehemalige Aargauer Standeratin Pascale Bruderer
(AG, sp) auf eine Kandidatur. Sie war gar mittels Petition von mehreren Personen zu
einer Kandidatur aufgefordert worden. Das habe sie sehr berthrt, eine Rickkehr in die
Politik sei aber fur sie kein Thema. Auch die Absage von Flavia Wasserfallen war den
Medien mehr als eine Kurzmeldung wert. Wie Esther Friedli (svp, SG) bei der SVP wollte
sich die Bernerin auf die Stdnderatswahlen 2023 konzentrieren und den Sitz des auf
Ende Legislatur zurlicktretenden Hans Stockli (sp, BE) verteidigen.

Im Gegensatz zu Jon Pult, der den Entscheid der SP-Spitze fur ein reines Frauenticket
beflurwortete und sich entsprechend nicht zur Verfligung stellte, wollte sich Daniel
Jositsch nicht aus dem Rennen nehmen. Er erhielt dabei Zuspruch von blrgerlichen
Parlamentarierinnen und Parlamentariern, die das Vorgehen der SP-Parteileitung in den
Medien als «diktatorisch» (Alfred Heer, svp, ZH) bezeichneten oder kritisierten, dass es
«mit Gleichberechtigung nicht mehr viel zu tun habe» (Josef Dittli, fdp, UR). Jositsch
liess verlauten, dass er sich eine Kandidatur Uberlege, wenn die Fraktion auch Ménner
zulasse. Dafur werde er sich parteiintern einsetzen, weil er ein reines Frauenticket als
«diskriminierend» erachte. Es handle sich um eine Einschrankung der Wahlfreiheit, die
dem Passus in den Statuten der SVP nahekomme, der jedes Mitglied automatisch
ausschliesse, wenn es eine Wahl annehme, ohne von der Partei nominiert worden zu
sein. Seine damit offiziell angeklndigte Kandidatur brachte dem Zircher Stédnderat
zahlreiche negative Kommentare ein. Der am rechten Rand der SP politisierende Daniel
Jositsch fordere seine eigene Partei heraus und schaffe sich damit zahlreiche Feinde,
befand LeTemps. Die «Granate Jositsch explodierte im Gesicht der SP», titelte
24Heures: «l| est vieux, blanc, méle et riche», also alles, was die neue Garde der SP im
Moment «verabscheue», so die Westschweizer Zeitung. Der Tages-Anzeiger warf
Jositsch vor, mit dem «unséaglichen Theater» Frauen zu bruskieren, solange diese in
den verschiedenen politischen Gremien nach wie vor nicht angemessen vertreten
seien. Er sei auf einem «Egotrip», Uberschéatze sich vollig und zeige damit nachgerade
auf, dass er eben nicht geeignet sei fur ein Bundesratsamt, zitierte der Blick
verschiedene SP-Stimmen. Er habe Goodwill verspielt und musse fur den «Hochseilakt
ohne Netz» wohl noch bussen. Die WoZ kritisierte, dass nach «173 Jahren Patriarchat
[...] ein Mann auch heute noch nicht glauben [willl, dass der eigene Karriereverzicht ein
Akt der Gleichstellung sein kann». Auch die Weltwoche schrieb von
«Selbstdemontage». Allerdings erhielt Jositsch auch Unterstitzung aus der eigenen
Fraktion. Sich auf ein reines Frauenticket zu konzentrieren sei «demokratisch und
strategisch ungeschickt», meldete sich etwa Nationalrétin Franziska Roth (sp, SO) im
Blick zu Wort. Es brauche Wettbewerb zwischen Frauen und Ménnern und keine
Reduktion der Kandidierenden auf ihr Geschlecht. Roberto Zanetti (sp, SO) kritisierte
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vor allem die Parteileitung: «lch mag es nicht, wenn man mir vorschreibt, wie ich mir
meine Gedanken machen soll», so der Standerat, der in der Folge ein Dreierticket
vorschlug. Die Frage werde fraktionsintern wohl noch zu reden geben, vermutete der
Blick. Die Fraktion selber versuchte etwas den Wind aus den Segeln zu nehmen, indem
sie verkindete, den Vorschlag der Parteispitze fur ein reines Frauenticket bzw. den
Antrag von Jositsch auf ein gemischtes Ticket an ihrer Fraktionssitzung am 18.
November zu diskutieren. Es sei der Verdienst von Jositsch, dass das Thema offen
diskutiert werde, urteilte die NZZ. Er verdiene auch deshalb einen «fairen Prozess».

Nach der Kandidatur von Jositsch verging einige Zeit, bis die ersten Kandidatinnen ihre
Bewerbung einreichten. Die erste Frau, die sich schliesslich am 10. November mit einer
Kandidatur meldete, war Evi Allemann. Damit habe es die SP «geschafft, eine junge
Mutter ins Rennen zu schicken [... und] mit einer Art Sanna Marin [...] fur frischen Wind
[zu] sorgen» (die finnische Ministerprasidentin Sanna Marin war jlngste
Ministerprasidentin weltweit und bei ihrem Amtsantritt Mutter einer einjahrigen
Tochter). Die ehemalige Nationalratin und seit 2018 Berner Regierungsratin - und
Mutter zweier Kinder im Alter von elf und sieben Jahren, wie sogleich in allen Medien
berichtet wurde - habe allerdings national kaum Schlagzeilen gemacht, zudem kénnte
es ein Nachteil sein, dass sie seit finf Jahren nicht mehr im nationalen Parlament sitze,
mutmasste der Blick. Allemann sei nicht die Wunschkandidatin der SP gewesen, wusste
24Heures. Sie habe nicht das Charisma von Flavia Wasserfallen, die in Bundesbern
wesentlich haufiger als Favoritin genannt worden sei. Die Kandidatur von Evi Allemann,
die eine Bilderbuchkarriere ohne Kanten aufweise und bereits mit 20 Jahren in den
Berner Grossen Rat gewahlt worden war - 1998 war sie die jlungste
Kantonsparlamentarierin der Schweiz - und 2003 den Sprung in den Nationalrat
geschafft hatte, habe aber ein grosses «ouf de soulagement» bei der Parteileitung
ausgelost, so 24Heures weiter. Evi Allemann sei auch in burgerlichen Kreisen beliebt
und zeichne sich durch Pragmatismus aus. Sie habe zudem auf Anhieb jedes politische
Mandat erhalten, das sie angestrebt habe, so der Tages-Anzeiger. Dass sie nicht mehr in
Bundesbern sei, sei fur die ehemalige VCS-Prasidentin allerdings ein Handicap, urteilte
auch die NZZ.

Als klare Favoritin wurde in den Medien freilich Eva Herzog gehandelt, die tags darauf
ihre Kandidatur bekannt gab. «Eva Herzog est la Albert Rosti du Parti socialiste» - sie
sei die mit Abstand am haufigsten genannte Favoritin -, berichtete etwa Le Temps Uber
die Kandidatur der Basler Standeratin. Sie konne einige Trimpfe aufweisen, wie etwa
ihre 19-jahrige Erfahrung als Finanzvorsteherin des Kantons Basel-Stadt und ihre
Standeratskarriere seit 2019. lhre gescheiterte Bundesratskandidatur im Jahr 2010, als
sie von der Fraktion flr die Nachfolge von Moritz Leuenberger nicht aufs Ticket gesetzt
worden war, sei zudem ebenfalls kein Nachteil. Schliesslich sei der Kanton Basel-Stadt
seit 1973 nicht mehr im Bundesrat vertreten gewesen. Dies sei auch ein Vorteil
gegenlber der Bernerin Evi Allemann, waren sich die meisten Medien einig. Auch der
Blick machte Eva Herzog zusammen mit Albert Résti sogleich zum «Favoriten-Duo» und
betonte «die Lust aufs Amt und den Gestaltungswillen», den die Baslerin verspruhe. Als
Nachteil bezeichnete 24Heures das fehlende Charisma von Eva Herzog. Sie sei «un peu
cassante», wirke haufig ein wenig sprode.

Einen weiteren Tag spater warf die vierte Kandidatin der SP ihren Hut in den Ring.
«Elisabeth Were», titelte die WoZ in Anspielung auf die zumindest in der
Deutschschweiz geringe Bekanntheit von Elisabeth Baume-Schneider, die dhnlich wie
Eva Herzog seit 2019 im Sténderat sitzt und vorher wahrend 13 Jahren im Kanton Jura
als Regierungsratin das Bildungsdepartement geleitet hatte. Ebendiese Unbekanntheit
sei das grosse Manko der Kandidatin aus der Romandie, waren sich zahlreiche
(Deutschschweizer) Medien einig. Auch wenn von der SP-Parteileitung explizit auch
Frauen aus der lateinischen Schweiz zu einer Kandidatur aufgefordert worden seien,
werde die Vereinigte Bundesversammlung kaum eine Mehrheit von nicht-
deutschsprachigen Personen im Bundesrat goutieren, prognostizierte Le Temps - auch
wenn Elisabeth Baume-Schneider bilingue ist, ihr Vater ist Deutschschweizer. Dass die
Jurassierin «rien a perdre» habe, kénne ihr aber auch zum Vorteil gereichen. Die
Chancen seien «mince, mais pas nulles», hoffte Le Quotidien Jurassien. Es kdnnte sich
gar fur die Zukunft lohnen, den bisher noch nie im Bundesrat reprasentierten
peripheren Kanton Jura bekannter zu machen, befand Le Temps mit Blick auf eine
mogliche Wahl bei einem Rucktritt von Alain Berset. Fir den Kanton sei dies «une belle
publicité», so Le Temps. Zudem habe die ehemalige Regierungsratin im Jura viel
Ruckhalt, so die Westschweizer Zeitung weiter. In der Tat gab der jurassische
Regierungsrat ihre Kandidatur gar in einem Communiqué bekannt und stellte sich mit
der Anklndigung, sie kdonne den Rostigraben verkleinern, offentlich hinter seine
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ehemalige Kollegin. In den Medien wurde zudem Elisabeth Baume-Schneiders Nahe zur
Landwirtschaft betont. Thema war freilich auch ihr Alter, das als «Handicap» gewertet
wurde, weil sich die SP eine jungere Frau wunsche, so der Blick. Die 58-jahrige
Standeratin aus dem Kanton Jura gab zudem in Interviews zu Protokoll, dass sie sich mit
65 Jahren pensionieren lassen wolle. Sie betrachte sich deshalb als «conseillere
fédérale de transition», so ihre Aussage in 24Heures. Eva Herzog bleibe aber auch
deshalb Favoritin, weil die Jurassierin eher am linken Rand der SP politisiere und das
Parlament deshalb weniger gut von sich Uberzeugen kénne als die eher am rechten
Rand der SP einzuschatzende Eva Herzog, so der Blick weiter. 24Heures befand zudem,
dass Elisabeth Baume-Schneider das griunste Profil der SP-Kandidierenden habe, was
ihr allenfalls Stimmen von den Grinen einbringen kénnte. Kaum zur Sprache kam
hingegen, dass die Jurassierin in ihren Jugendjahren bei der Revolutionéren
Marxistischen Liga politisiert hatte, galt sie doch auch in burgerlichen Kreisen als «sehr
konziliant». In Interviews gaben Standeratinnen und Standeréate aus allen Lagern etwa
der Aargauer Zeitung zu Protokoll, sie sei «l6sungsorientiert, ohne den grossen Auftritt
zu suchen», «verlasslich und kollegial», «serids, aber nicht verbissen» und sie strahle
eine «positive Leichtigkeit» aus. Hingegen wurde das Thema Mutterschaft auch bei der
Kandidatin aus dem Kanton Jura diskutiert: Der Blick wusste zu berichten, dass
Elisabeth Baume-Schneider zwar nicht mehr das Profil der jungen Mutter habe, wie dies
von der SP gewlnscht werde, sie habe aber bereits im Jahr 2000 landesweit fur
Schlagzeilen gesorgt, weil sie damals als Parlamentsprasidentin ihr Baby an eine Sitzung
im Jurassischen Parlament mitgenommen habe. Die Frage, ob ein Exekutivamt mit
Kindern moglich sei, sei fur Elisabeth Baume-Schneider deshalb ein «Déja-vu». Die
Sanna Marin, die die SP heute im Bundesrat haben wolle, sei die zweifache Mutter
Elisabeth Baume-Schneider schon vor 20 Jahren gewesen, bemihte die Aargauer
Zeitung den Vergleich mit der finnischen Prasidentin ein weiteres Mal.

Bevor die SP Uber die Nominierung entschied, stand die mit einiger Spannung erwartete
Lésung der «Frage Jositsch» an. In den Medien hatte der Wind in der Zwischenzeit
etwas gedreht und die SP wurde flr ihr mangelndes strategisches Geschick kritisiert.
Dass sofort kommuniziert worden sei, nur auf Frauen zu setzen, habe die Partei
unnoétigen Spannungen ausgesetzt, war in zahlreichen Medien zu lesen. In der
Zwischenzeit hatte sich zudem die «Reformplattform», ein loser Zusammenschluss
moderat-zentristischer Krafte der SP, hinter Jositsch gestellt. Im Hinblick auf die
eidgendssichen Wahlen 2023 habe die SP aber wohl keine andere Wahl, als mit einer
Frau und einem Mann im Bundesrat vertreten zu sein, was nur ein reines Frauenticket
garantiere, erganzte der Tages-Anzeiger. Als Gleichstellungspartei sei sie sonst nicht
glaubwurdig. Alles andere wére denn auch «politisches Harakiri», urteilte auch die
Republik. Denn wuirde Jositsch auf dem Ticket stehen, wirde er «mit hoher
Wahrscheinlichkeit» gewéahlt, was dem maéachtigen «Momentum von feministischer
Politik» vollig zuwiderlaufen und Proteste auslésen wuirde. Auch der 80-kopfige
Parteirat, eine Art Parlament innerhalb der Partei, starkte der Parteileitung den Riicken
und sprach sich einstimmig flr ein reines Frauenticket aus. Die diese Frage letztlich
entscheidende Fraktion selber tagte dann am 18. November und sprach sich laut ihrem
Chef Roger Nordmann (sp, VD) klar mit 37 zu 6 Stimmen (2 Enthaltungen) dafur aus, nur
Frauen zu nominieren. Daniel Jositsch habe sich eloquent verteidigt, respektiere aber
das Urteil, so Nordmann weiter. Der Vorschlag fir ein Dreierticket sei mit 26 zu 19
Stimmen abgelehnt worden. In einem kurzen Statement gab Daniel Jositsch im
Anschluss an die Fraktionssitzung den Medien zu Protokoll, er verstehe den Entscheid,
es gebe keine innerparteilichen Konflikte und er ziehe seine Kandidatur angesichts der
exzellenten Kandidatinnen zurtck. Die Diskussionen seien freilich nicht so glatt
verlaufen, wie dies fur die Presse dargestellt worden sei, wusste der Tages-Anzeiger zu
berichten. Vor allem die Parteispitze habe sich von einigen Fraktionsmitgliedern
harsche Kritik anhéren mussen: Dass Mattea Meyer und Cédric Wermuth unmittelbar
nach dem Rucktritt von Simonetta Sommaruga eigenméchtig ein Frauenticket
angeklndigt hatten, zeuge von schlechtem Kommunikationsstil und mangelndem
Vertrauen in die Fraktion, so die interne Kritik laut Tages-Anzeiger.

Spannend blieb in der Folge also die Frage, welche beiden Kandidatinnen von der
Fraktion aufs Ticket gehievt werden. Im Vorfeld der entsprechenden
Fraktionsentscheidung vom 26. November hatte die SP vier von ihr so benannte
«offentliche Hearings» in Luzern, Lausanne, Zirich und Liestal geplant, in denen die
drei Kandidatinnen Red und Antwort stehen - und «mit dem personellen Spektakel
etwas Werbung» fur die Partei machen sollten, wie die NZZ vermutete. Alle vier
Hearings verliefen ohne Uberraschungen. Es gebe kaum Unterschiede in den Positionen
der drei Kandidatinnen war die ziemlich einhellige Meinung der Medien, was das
Rennen um die Platze auf dem Ticket freilich nur spannender mache.
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 04.05.2020
MARC BUHLMANN

Die Entscheidung der SP-Fraktion, Eva Herzog und Elisabeth Baume-Schneider auf das
Ticket zu setzen, sorgte dann doch bei vielen Beobachterinnen und Beobachtern fur
Uberraschte Gesichter und einige Kritik. Der Entscheid habe etwas Zufalliges, urteilten
einige Medien gestutzt auf den Wahlprozess in der Fraktion, Uber den medial berichtet
wurde. In den ersten beiden Wahlgéngen waren die Unterschiede jeweils knapp, einmal
verfligte Elisabeth Baume-Schneider und einmal Evi Allemann Uber die meisten
Stimmen. Erst im dritten Wahlgang, in dem keine Zweitstimmen mehr zugelassen waren,
war das Ergebnis schliesslich klar genug: 24 Stimmen fur Eva Herzog, 23 fur Elisabeth
Baume-Schneider und lediglich noch 14 fir Evi Allemann, die also fur viele
Fraktionsmitglieder anscheinend jeweils zweite Wahl gewesen war. Ausgerechnet die in
den letzten Wochen so breit diskutierte «junge Mutter» hatte es damit nicht auf das
Ticket geschafft. Dies stiess bei zahlreichen Beobachterinnen und Beobachtern auf
Kritik. Die Sonntagszeitung wusste zu berichten, dass es in der Fraktion zwei Lager
gegeben habe: Das eine habe auf die moderatere Eva Herzog gesetzt, wahrend das
andere vorwiegend aus Romand.e.s bestanden habe, unterstitzt von
Fraktionsmitgliedern, die bei der nachsten Vakanz die Wahlchancen Deutschschweizer
Manner erhéhen wollten. Dieses Lager habe die eher links politisierende Westschweizer
Kandidatin Elisabeth Baume-Schneider praferiert. Dies wiederum weckte Unbill bei der
FDP, die sich im Vorfeld dezidiert gegen eine lateinische Mehrheit im Bundesrat
ausgesprochen und bei der SP entsprechende Forderungen angemeldet hatte. Auch die
SVP kritisierte die Auswahl, weil die Gefahr bestehe, dass am Schluss nur noch Kantone
im Bundesrat vertreten seien, die im Finanzausgleich zu den Nehmerkantonen
gehorten. Der Sonntagsblick hatte im Vorfeld der Fraktionssitzung eine
Bevolkerungsbefragung durchflihren lassen, bei der sich zeigte, dass die Mehrheit der
Befragten ebenfalls die beiden Standeratinnen auf das Ticket gesetzt hatte. Laut der
Montagspresse anderte diese Vorauswahl allerdings wenig an der Ausgangslage: Wie bei
der SVP Albert Rosti bleibe auch bei der SP Eva Herzog klare Favoritin. Die Aargauer
Zeitung bezeichnete die Nomination von Elisabeth Baume-Schneider als «taktisch». Sie
sei fur Herzog die ungefahrlichere Partnerin auf dem Ticket. Elisabeth Baume-
Schneider selber war sich ihrer Outsider-Rolle bewusst, aber man kénne ja nie wissen,
gab sie dem Quotidien Jurassien zu Protokoll.

Regierungspolitik

Am ersten Tag der ausserordentlichen Session im Mai 2020, die der Bewaltigung der
Corona-Krise gewidmet war, gab Bundesprasidentin Simonetta Sommaruga eine
Erklarung des Bundesrates zur Corona-Pandemie ab. Die Schweiz sei nicht
unverwundbar; ein kleines Virus habe die grossen Grundrechte in Gefahr gebracht, die
der Bundesrat zur Bewaltigung der Krise habe beschneiden mussen, indem er
Personlichkeits- und Wirtschaftsrechte und die kantonale Hoheit eingeschréankt habe -
sich dabei stets an der von der Bundesverfassung vorgesehenen Verhéaltnismassigkeit
orientierend. Die ergriffenen Massnahmen héatten zu vielen Hartefallen gefiihrt und die
wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie seien schmerzhaft. Jetzt gelte es, die
Schweiz aus der Krise zu fuhren, wobei das Parlament wieder in der Verantwortung sei.
«Unsere starke Demokratie» habe das Virus nicht beschadigen kdnnen. Es sei wichtig,
dass das Parlament die Entscheide des Bundesrats hinterfrage, damit man in einem
fruchtbaren Dialog gemeinsame Losungen finde. Sie denke aber auch an die Menschen,
die in der Krise Angehorige verloren haben und danke allen, die das Land stutzten.

Bei der Fraktionsdebatte (Kategorie llla), die auf die Erklarung folgte, nahmen die
Fraktionssprecherinnen und -sprecher der Fraktionsgrésse nach Stellung zur Krise.
Albert Rosti (svp, BE) und Céline Amaudruz (svp, GE) dankten der Polizei, der Armee und
dem Zivilschutz und kritisierten zuerst die mangelnde Vorbereitung auf die Krise.
Medizinische Mittel, Medikamente und Gerate hatten nur in ungenligender Menge zur
Verfligung gestanden. Mit Besorgnis nehme die SVP zudem die wirtschaftlichen
Schédden wahr. Man musse die Menschen vor Covid-19, aber auch «vor dem
wirtschaftlichen Untergang» schitzen. Das Notrecht sei aufzuheben und auch im Falle
einer zweiten Welle nicht wieder einzusetzen. Ein zweiter Lockdown musse vermieden
werden, der Bundesrat musse die Krisenvorsorge verbessern und die Grenzkontrollen
aufrechterhalten. Die Wirtschaft misse zudem mit tiefen Steuern, Gebilhren und
Abgaben in Fahrt gebracht werden.

Roger Nordmann (sp, VD) bedankte sich im Namen der SP-Fraktion beim Gesundheits-
und Pflegepersonal, dem Verkaufspersonal, den Erziehungs- und Lehrpersonen, den
Chauffeuren und Chauffeusen und der Polizei, die sich der Gefahr einer Covid-
Erkrankung ausgesetzt hatten. Es seien die Menschen mit den haufig am schlechtesten
bezahlten Berufen, die in phdnomenaler Geschwindigkeit Hilfsplane ausgedacht und
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umgesetzt hatten. Dank ihnen sei eine Katastrophe vermieden worden. Aber auch dem
Bundesrat musse Dank ausgesprochen werden. Die SP wehre sich gegen den Versuch,
einen Gegensatz zwischen Gesundheit und Wirtschaft herzustellen. Letzterer kdnne es
nur gut gehen, wenn die Pandemie in den Griff gebracht werden kénne. Der
wirtschaftliche Aufschwung musse zudem mit dem Schutz der natirlichen Ressourcen
und dem Ziel einer Korrektur von Ungleichheiten verbunden werden. Weil die Pandemie
global sei, kdnne die Schweiz die Krise nur im Verbund mit Europa angehen und musse
sich als reiches Land solidarisch mit &rmeren Staaten zeigen.

Im Namen der Mitte-Fraktion sprach Marco Romano (cvp, TI) den Menschen seinen
Dank aus, die geholfen héatten, die Gesellschaft am Laufen zu halten. Auch der
Bevolkerung, die sich an die Empfehlungen und die Regeln gehalten habe, geblhre
Dank. Der Bundesrat musse klarer und transparenter informieren und auf die politische
und soziale Reife des Schweizer Volkes bauen. In unsicheren Zeiten brauche es eine
starke Politik der Mitte und konstruktive Losungen; es brauche nun ein Projekt flr das
ganze Land, um der gréssten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Herausforderung
der letzten Jahrzehnte zu begegnen. Marianne Streiff-Feller (evp, BE) und Martin
Landolt (bdp, GL) - ebenfalls Angehdrige der Mitte-Fraktion - dankten dem Bundesrat
fur das umsichtige Krisenmanagement. Streiff-Feller bat die Regierung, ihre
Besonnenheit beizubehalten, und Landolt betonte, dass es gut sei, dass die Fihrung in
der Situation der Krisenbewaltigung beim Bundesrat liege. Es sei wesentlich einfacher,
zu kommentieren, kritisieren oder zu loben, als die konkreten Entscheide treffen und
Verantwortung Ubernehmen zu mussen. Das Parlament muisse der Versuchung
widerstehen, «sich als Schattenregierung aufzuspielen>.

Fir die Fraktion der Grlnen ergriffen Balthasar Glattli (gp, ZH) und Léonore Porchet (gp,
VD) das Wort. Sie betonten die Chancen, die aus einer Krise erwachsen kdnnen. Glattli
schlug etwa vor, mit den Milliarden an Wirtschaftshilfe nicht «die graue Wirtschaft von
gestern» zu unterstutzen, sondern in einen Umbau hin zu einer grinen Wirtschaft zu
investieren. So kénnten etwa die Erfahrungen mit Telearbeit zu einer Reduktion der
Mobilitat genutzt oder die Quartiersolidaritat bewahrt werden. Ausserdem durfe die
Klimakrise, die andere grosse Krise neben der Pandemie, die im Gegensatz zu Covid
vorhersehbar sei, nicht in Vergessenheit geraten. Glattli sprach sich zudem fur
Massnahmen aus, die das Parlament krisenresistenter und die Verhaltnismassigkeit von
Notverordnungen rasch Uberprifbar machen. Porchet hob die Leistungen des
Gesundheitspersonals hervor und erkléarte, die Grinen forderten mehr Unterstitzung -
etwa ganz konkret in Form eines vierzehnten Monatslohnes.

Beat Walti (fdp, ZH) und Olivier Feller (fdp, VD) sprachen fir die FDP-Fraktion. Walti hob
hervor, dass das Gesundheits- sowie das Wirtschaftssystem auch in dieser
ausserordentlichen Lage gut funktioniert hatten. Es verdiene Anerkennung, dass viele
Menschen innert kirzester Zeit ihr Leben umorganisiert hatten. Bedenklich sei
allerdings, wie wenig Reserven in vielen Bereichen vorhanden seien. Viele Unternehmen
stinden am  wirtschaftlichen Abgrund. Deshalb misse man jetzt die
Rahmenbedingungen so ausgestalten, dass die Innovationskraft der Schweiz gestérkt
und ihre globale Vernetzung verbessert wirden. Man muisse den Menschen zudem
Eigenverantwortung zugestehen. Feller betonte, dass es hierfur eine schnelle Riuckkehr
zur Normalitat brauche.

Fur die GLP, die kleinste Fraktion im Parlament, ergriffen Tiana Angelina Moser (glp, ZH),
Jirg Grossen (glp, BE) und Francois Pointet (glp, VD) das Wort. Moser betonte die
einmalige Solidaritat, die sich in der Krise gezeigt habe. Diesem Zusammenhalt sei -
zusammen mit der nicht selbstverstandlichen finanziellen Stabilitdt und tiefen
Staatsverschuldung - Sorge zu tragen. Die geplanten Eingriffe zur Bewaltigung der Krise
durften nicht zu einem «Providurium» werden. Die Krise sei auch eine Chance, um
Digitalisierung zu realisieren und klimaschadliche Mobilitat neu auszurichten. Grossen
und Pointet dankten dem Gesamtbundesrat, der konsequent aber mit Augenmass agiert
habe. Freilich mussten die Entscheide aber auch kritisch diskutiert werden, damit man
aus der Krise lernen kénne.

Nachdem Simonetta Sommaruga auf die verschiedenen Beitrage kurz einging - sie
sprach von der selbstverstandlich notwendigen Aufarbeitung der Krise und dem
Stresstest, dem der Foderalismus ausgesetzt gewesen sei, aber auch von den
funktionierenden Wirtschaftsmassnahmen und der Zusammenarbeit mit den
Nachbarstaaten -, wurde sie mit einem bunten Strauss an Fragen von Vertreterinnen
und Vertretern der blrgerlichen Parteien, vor allem aber seitens der SVP-Fraktion
torpediert. Nicht so sehr die beschwichtigenden Antworten der Bundesprasidentin,
sondern vielmehr die Fragen selber warfen dabei ein Licht auf die unterschiedlichen
Interessen und Plane der Fraktionen, wie die Krise bewertet und mit welchen
Massnahmen sie Uberwunden werden sollte. So kritisierte etwa Roger Képpel (svp, ZH),
dass die Politik des Bundesrates «zerstérerische Auswirkungen auf Wohlstand und
Gesundheit» hatten; Yvette Estermann (svp, LU) flrchtete sich vor einem Impfzwang;
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Thomas Aeschi (svp, ZG) beflirchtete die Verlangerung des Notstands bis September;
Erich von Siebenthal (svp, BE) forderte Massnahmen, damit Gottesdienste wieder
moglich sind; Mike Egger (svp, SG), Erich Hess (svp, BE) und Thomas Hurter (svp, SH)
wollten eine Zusicherung, dass das CO2-Gesetz nicht prioritédr behandelt werde; Hans-
Ueli Vogt (svp, ZH) fragte, wann der Bundesrat die ausserordentliche Lage beenden
werde; und Piero Marchesi (svp, Tl) verlangte eine generelle Maskenpflicht. Fragen
kamen auch aus der Mitte-Fraktion - Marco Romano sorgte sich um den Grenzschutz
mit Italien; Benjamin Roduit (cvp, VS) um den «Corona-Graben», also den Umstand,
dass die Romandie und das Tessin stérker unter Covid-19 gelitten hatten als die
Deutschschweiz; und Fabio Regazzi (cvp, TI) um die Situation der Restaurants. Fir die
FDP-Fraktion wollte Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) wissen, ob fir einen neuerlichen
Lockdown andere Massnahmen ergriffen wirden; Christian Wasserfallen (fdp, BE)
interessierte sich fur die Grenzmodalitaten fur die Exportwirtschaft; Rocco Cattaneo
(fdp, TI) fragte nach konkreten Massnahmen fir die Tourismusbranche; und Frédéric
Borloz (fdp, VD) wollte eine Zusicherung, dass der Inlandervorrang nach wie vor Geltung
habe.

Am Nachmittag hielt die Bundesprasidentin ihre Erklarung dann auch im Standerat ab.
Nicht weniger als 20 Rednerinnen und Redner meldeten sich in der kleinen Kammer im
Rahmen einer «Diskussion Uber die Erkldrung» zu Wort. Pirmin Bischof (cvp, SO)
ausserte seine Dankbarkeit, dass das Parlament nun gemeinsam mit dem Bundesrat, der
«sehr gut, schnell und effizient gehandelt» habe, die politische Verantwortung wieder
Ubernehmen kénne. Ruedi Noser (fdp, ZH) stellte die These auf, dass die Politik in einen
«Selbstschutzmodus» verfallen sei und die lIllusion schaffe, dass der Staat fur jeden
Schaden aufkomme. Die Aufgabe der Politik sei es aber, «den Menschen ein gutes,
moglichst selbstbestimmtes Leben in Freiheit, Wohlstand und Wirde zu ermdglichen>.
Das bedeute aber auch, dass die Gesundheit nicht einziges Ziel staatlichen Handelns
sein dlrfe und daflr Freiheit, Wohlstand und Selbstbestimmung nicht geopfert werden
durfen. Das Prinzip «Politik senkt Todesraten, indem sie das Leben anhéalt» dirfe nicht
weiter gelten. Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl) erinnerte daran, dass die &rmsten der
Gesellschaft nicht vernachlassigt werden durften. Zudem habe die Krise gezeigt, dass
ganz viel Solidaritat herrsche, aber auch, dass das Gesundheitssystem gestéarkt werden
musse. Insbesondere die Pflegeberufe muissten mehr Anerkennung erhalten. Hannes
Germann (svp, SH) hob das Erfolgsmodell Schweiz hervor. Der Staat habe sich in der
Krise als handlungsfahig erwiesen. Es gelte nun aber, den Ausstieg aus der Krise zu
finden und dabei dieses Erfolgsmodell nicht zu gefahrden. Das «gigantische Hilfspaket>»
schaffe Vertrauen und mache Mut. Es gelte aber, in dieser «Ausgabeneuphorie» Mass
zu halten. Lisa Mazzone (gp, GE) sah im Umstand, dass man Uber die Begrenzung
individueller Freiheiten schockiert gewesen sein, ein Zeichen daflr, wie wichtig diese
fundamentalen Rechte flr die Gesellschaft seien. Die Begrenzung sei aber
gerechtfertigt gewesen, weil ein Gleichgewicht zwischen Freiheit und Sicherheit habe
gefunden werden mussen. Dass der Bundesrat dieses gefunden habe, zeige etwa auch
der Umstand, dass er nicht wie in anderen Landern den totalen Lockdown, sondern nur
ein «semi-confinement» gewahlt habe. Die Genfer Neo-Stdnderatin wollte in den
kommenden Beratungen vor allem auch an die kranken Personen denken - sie selber
kenne etwa 20 Personen, die an Covid-19 erkrankt seien - und an jene Menschen,
denen auch aufgrund der Krise extreme Armut drohe. Die Folgerednerinnen und
-redner reihten sich in den Dank an den Bundesrat ein und gaben ihrer Freude
Ausdruck, wieder tagen zu durfen. Auch Alex Kuprecht (svp, SZ) attestierte der
Regierung «Leadership». Hatte das Parlament in der Krise Entscheidungen treffen
mussen, so waren, «da bin ich mir fast sicher, heute noch kein Darlehen durch Banken,
kein Erwerbsersatz und keine Kurzarbeitsentschadigung geflossen». In den meisten
Ausfihrungen wurde daran erinnert, dass jetzt grosse Aufgaben auf das Parlament
zukédmen, sowohl was die Fragen der Hilfsmassnahmen fir die Wirtschaft, aber auch
was institutionelle Fragen betreffe. So wies etwa Andrea Caroni (fdp, AR) darauf hin,
dass die Bundesversammlung auf die Gesundheitskrise unzureichend vorbereitet
gewesen sei. Das musse sich é&ndern. «Der Hals-Uber-Kopf-Abbruch der
Frihjahrssession» sei «ein Tiefpunkt in der Parlamentsgeschichte des Landes»
gewesen, befand gar Paul Rechsteiner (sp, SG). Immerhin hatten 32 Mitglieder des
Standerats diese ausserordentliche Session verlangt, um den verfassungsmaéssigen
Zustand wiederherzustellen. Nicht wenige Rednerinnen und Redner aus dem
burgerlichen Lager forderten den Bundesrat auch auf, die Massnahmen zu lockern und
eine Ruckkehr zur Normalitat anzustreben.

Am Schluss nahm Bundesprasidentin Sommaruga noch einmal Stellung. Sie sei froh,
dass die Kommissionen davon abgesehen hatten, selber Notrechtsverordnungen zu
erlassen. Der Bundesrat habe von Beginn an einen Mittelweg gewahlt, was nun in der Tat
erste Lockerungen erlaube. Aber auch hier wolle man nichts Uberstirzen, um eine
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zweite Welle zu verhindern. Mit den Offnungsschritten sollten vor allem auch
Perspektiven geschaffen werden. Zudem gehe es darum, die Verantwortlichkeiten
zwischen Bund und Kantonen zu klaren. Auch eine Neudefinition davon, was kritische
Infrastruktur sei und wie diese aufrecht erhalten werden solle, sei nétig. Sommaruga
sprach zudem von ihren Erfahrungen, die sie wahrend der Krise «im internationalen
Bereich» gemacht habe. In einer Krise schaue jeder fur sich selber und auch mit Geld
kébnne man daran nichts édndern. Wichtig seien deshalb gute Beziehungen und gute
Kontakte vor allem zu den Nachbarstaaten. Zum Schluss wies die Bundesprasidentin
darauf hin, dass alle Departemente und die Bundeskanzlei in der Krise viel Arbeit
geleistet und sich dauernd mit grossen und komplexen Fragen beschaftigt hatten. Es sei
fir den Bundesrat eine enorme Belastung gewesen, die dank der Hilfe der Verwaltung
habe getragen werden konnen. Der Bundesrat begrisse schliesslich die anstehende und
von vielen Rednerinnen und Rednern geforderte baldige Aufarbeitung der Situation.’

Parlamentsmandat

Gleich drei Mal kam es in der Wintersession 2019 zu Vereidigungen im neu gewéahlten
Standerat. Da die 2. Wahlgédnge im Kanton Zug am 17. November und in den Kantonen
Basel-Landschaft und Schwyz erst am 24. November stattgefunden hatten, brauchten
die Regierungen dieser drei Kantone aufgrund der Rekursfristen langer fur die
Validierung der jeweiligen Wahlen, so dass Matthias Michel (fdp, ZG) am 3. Dezember
und Maya Graf (gp, BL) sowie Othmar Reichmuth (cvp, SZ) erst am 4. Dezember im
Standerat Einsitz nehmen konnten. Besonders speziell im Fall von Maya Graf, die im
Gegensatz zu ihren beiden neuen Ratskollegen nicht die Eidesformel («Ich schwére vor
Gott dem Allmachtigen, die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten
meines Amtes gewissenhaft zu erflllen»), sondern das Gellbde ablegte («Ich gelobe,
die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten meines Amtes
gewissenhaft zu erflllen»), war der Umstand, dass die Baselbieterin zwei Tage zuvor als
Altersprasidentin die Wintersession im Nationalrat er6ffnet hatte. Die Vereidigung aller
Ubrigen neu gewahlten Standeratinnen und Standerate fand am ersten Tag der neuen
Legislatur, also schon am 2. Dezember statt.

Thierry Burkart (fdp, AG), Marco Chiesa (svp, Tl), Andrea Gmir-Schénenberger (cvp, LU),
Charles Juillard (cvp, JU), Hansjorg Knecht (svp, AG), Marianne Maret (cvp, VS), Werner
Salzmann (svp, BE), Jakob Stark (svp, TG), Heidi Z'graggen (cvp, UR) und Mathias Zopfi
(gp. GL) wurden vereidigt; Philippe Bauer (fdp, NE), Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU),
Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl), Johanna Gapany (fdp, FR), Eva Herzog (sp, BS), Lisa
Mazzone (gp, GE), Carlo Sommaruga (sp, GE), Adéle Thorens Goumaz (gp, VD) und Céline
Vara (gp, NE) legten das Gellbde ab.

Insgesamt wurden also 22 neue Ratsmitglieder vereidigt, eine Rekordzahl in der
Geschichte des Bundesstaates. Damit wurde fast die Halfte der Sitze in der kleinen
Kammer neu besetzt. 11 der 22 Neuen waren sowohl in den Nationalrat als auch in den
Standerat gewahlt worden. Sie mussten sich - da laut Bundesverfassung ein
Doppelmandat nicht moglich ist - flr eines der beiden Mandate entscheiden, wie dies
das BUlro-SR in seinem Bericht zur Feststellung der Unvereinbarkeiten (19.058)
festhielt. ?

Aufgrund eines Unwohlseins von Nationalrat Lukas Reimann (svp, SG) unterbrach der
Nationalrat seine Sitzung zum Embargogesetz wahrend der Herbstsession 2022. Laut
Medien war der SVP-Nationalrat gegen 10 Uhr an seinem Platz zusammengebrochen,
worauf Nationalratsprasidentin Iréne Kélin (gp, AG) die Sitzung unterbrach. SP-
Stéanderatin Marina Carobbio (sp, Tl) und SP-Nationalrat Angelo Barrile (sp, ZH) - beide
medizinisch ausgebildet - leisteten erste Hilfe. Nachdem Reimann mit der Ambulanz ins
Spital gebracht worden war, nahm der Rat die Verhandlungen wieder auf. Die
Nationalratsprasidentin mahnte in der Folge alle Anwesenden, Fotos vom Vorfall zu
|6schen, und sprach Genesungswulnsche aus. Via Twitter teilte Reimann einige Tage
spater mit, dass es ihm gut gehe und er «keine schwerwiegende Diagnose» erhalten
habe.

Ende Oktober 2022 konnte Reimann wieder an einer Kommissionssitzung teilnehmen
und wurde in Bern laut Medien sehr herzlich «mit vielen Umarmungen» empfangen. Die
Arzte hatten den Grund fiir seinen Bewusstseinsverlust nicht gefunden, ein Schlaganfall,
ein Herzproblem oder Drogeneinnahme seien aber ausgeschlossen worden, gab der St.
Galler den Medien zu Protokoll. ®

1) AB NR, 2020, S. 377 ff.; AB SR, 2020, S. 176 ff.; AZ, 4.5.20; AZ, CdT, TG, 5.5.20
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